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SCHRIFTLICHE ANFRAGE P-3403/09
von Herbert Bösch (PSE)
an die Kommission

Betrifft: Probleme bei der Erbringung von Dienstleistungen durch Unternehmen aus EU-
Mitgliedsstaaten in der Schweiz

Am 1. Juni 2002 traten mehrere bilaterale Abkommen im Bereich der Freizügigkeit und des 
Personenverkehrs zwischen der Schweiz und der Europäischen Union in Kraft. Diese Abkommen 
öffnen den Schweizer Markt für Dienstleistungserbringer aus EU-Mitgliedsstaaten und die Märkte der 
EU-Mitgliedsstaaten für Schweizer Dienstleistungserbringer. Zum Schutz der schweizerischen und 
der aus EU-Mitgliedsstaaten entsandten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sieht das Schweizer 
Entsendegesetz dabei vor, dass Schweizer Lohn- und Sozialstandards eingehalten werden. Dies wird 
von den Fragestellern ausdrücklich begrüßt, allerdings ergeben sich bei der praktischen Umsetzung 
zahlreiche Probleme, die die Erbringung von Dienstleistungen unnötig erschweren. So ist es 
beispielsweise für einen ausländischen Dienstleistungserbringer äußerst schwierig, in Erfahrung zu 
bringen, welcher tariflich festgelegte Mindestlohn in der jeweiligen Branche im Erbringungskanton gilt. 
Die damit verbundene Rechtsunsicherheit und Intransparenz wirkt hemmend für die Erbringung von 
Dienstleistungen. Eine bessere Transparenz und vermehrte Koordination ist im Interesse der 
schweizerischen wie auch der ausländischen Betriebe und Arbeitnehmer, die in der Schweiz tätig 
sind. Deswegen sollten ausländische Gewerbebetriebe, die in der Schweiz arbeiten möchten, bereits 
vor dem Eintritt in die Schweiz Klarheit über die hier geltenden Arbeitsgesetze und Tarifverträge 
haben.
Grundsätzlich beklagen Unternehmer aus den Grenzregionen eine zwischen den einzelnen Kantonen 
stark variierende Auslegung der Gesetze. Dies gilt auch für die im Schweizerischen Entsendegesetz 
vorgesehene Meldepflicht von Dienstleistungsanbietern 8 Tage vor Arbeitsbeginn, die ausländische 
Unternehmen vor Probleme stellt. 

Das Schweizerische Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) strebt im Rahmen der trinationalen 
Arbeitsgruppe zur Erleichterung des Vollzugs des Entsendegesetzes eine Erhöhung der Transparenz 
und eine Vereinfachung der Verfahrenswege für ausländische Dienstleistungserbringer an. 
Sieht die Europäische Kommission Möglichkeiten, hier unterstützend tätig zu werden, damit die 
Vorteile, die der freie Dienstleistungsverkehr mit der Schweiz bietet, in Zukunft in der Praxis besser 
genutzt werden können?


